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Anlass und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Hammah beabsichtigt die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 11 „An 

der Molkerei – 2. Abschnitt“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch 

(BauGB) durchzuführen. Mit dem Planungsamt des Landkreises Stade wurde bereits eine 

Abstimmung hinsichtlich der Anwendbarkeit des § 13a BauGB durchgeführt. 

Die Größe des Geltungsbereiches der 1. Änderung beträgt etwa 7,31 ha. Aufgrund der 

geplanten Festsetzungen der 1. Änderung (siehe hierzu vorliegender Bebauungsplanent-

wurf) beläuft sich die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO auf rund 

40.000 Quadratmetern. 

Nach § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB bedarf ein Bebauungsplan der Innenentwicklung, in 

dem eine Grundfläche zwischen 20.000 Quadratmetern bis weniger als 70.000 Quadrat-

metern festgesetzt wird, einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls. Die Vorprüfung 

des Einzelfalls erfolgt auf Grundlage der Anlage 2 des BauGB. Nach der Anlage sind in 

der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls die Merkmale des Vorhabens sowie die 

Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete dar-

zustellen. An der Vorprüfung sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-

ge, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, zu beteiligen. 

Die Vorprüfung des Einzelfalls dokumentiert, ob mit der Aufstellung dieser Bebauungs-

planänderung voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen verbunden sind, die nach 

§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen wären. Wird aufgrund der 

überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 genannten Kriterien die 

Einschätzung erlangt, dass die Planung voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswir-

kungen hat, kann das beschleunigte Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt wer-

den, sofern die übrigen Voraussetzungen des § 13a BauGB gegeben sind. 

Im Nachfolgenden wird die allgemeine Vorprüfung anhand der Struktur der Anlage 2 do-

kumentiert. 

 

Dokumentation der Vorprüfung des Einzelfalls 

1. Merkmale des Bebauungsplans, insbesondere in Bezug auf… 
 

1.1 das Ausmaß, in dem der Bebau-
ungsplan einen Rahmen im Sinne 
des § 35 Absatz 3 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung 
setzt 

Im Vergleich zum bestehenden Bebauungsplan Nr. 11 
werden durch die 1. Änderung hinsichtlich der Art der 
baulichen Nutzung keine Veränderungen vorgenom-
men. Durch den Wegfall der internen Erschließung 
sowie der Verlagerung der Gehölzanpflanzungen 
werden durch die neu verlaufenden Baugrenzen ge-
ringfügig (wenige Meter) abweichende Standorte von 
zukünftigen Vorhaben ermöglicht. Das Maß der bauli-
chen Nutzung wird mit Ausnahme der Trauf- und 
Firsthöhen im nördlichen und östlichen Randbereich 
unverändert übernommen. Die Trauf- und Firsthöhen 
werden im nördlichen und östlichen Randbereich um 
wenige Meter geringfügig erhöht. Insgesamt sind er-
heblichen Auswirkungen erkennbar. 

1.2 das Ausmaß, in dem der Bebau-
ungsplan andere Pläne und Pro-
gramme beeinflusst 

Der bestehende Bebauungsplan Nr. 11 wird insbe-
sondere hinsichtlich der internen Erschließung, die 
nunmehr entfallen soll, sowie der vorhandenen Rand-
eingrünungen, die an den südlichen Plangebietsrand 
verlagert werden, beeinflusst. Die übrigen Festset-
zungen bleiben im Wesentlichen unverändert. Insge-
samt sind keine wesentlichen Auswirkungen aufgrund 
der Planung zu erwarten. 
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Die im Flächennutzungsplan enthaltene Randeingrü-
nung am nördlichen und östlichen Rand des Plange-
bietes wird im Zuge einer Berichtigung des Flächen-
nutzungsplans herausgenommen. Dies ist vertretbar, 
da im Norden und Osten bereits weitere gewerbliche 
Bauflächen anschließen. Die geordnete städtebauli-
che Entwicklung bleibt gewährleistet. 

1.3 die Bedeutung des Bebauungsplans 
für die Einbeziehung umweltbezoge-
ner, einschließlich gesundheitsbezo-
gener Erwägungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Förderung der nach-
haltigen Entwicklung 

Mit der Änderung des Bebauungsplanes sollen die 
planungsrechtlichen Festsetzungen an die örtlichen 
Strukturen angepasst sowie brachgefallene Gebäude 
/ Grundstücke reaktiviert werden. Negative Umwelt-
auswirkungen, einschließlich gesundheitsbezogener 
Erwägungen, insbesondere im Hinblick auf die Förde-
rung der nachhaltigen Entwicklung sind nicht zu be-
fürchten. Die nachhaltige Entwicklung wird durch die 
Stärkung der Innenentwicklung gefördert. 

1.4 die für den Bebauungsplan relevan-
ten umweltbezogenen, einschließlich 
gesundheitsbezogener Probleme 

Mensch, einschließlich menschliche Gesundheit 

Hinsichtlich des Immissionsschutzes ergeben sich 
durch die 1. Änderung keine neuen Sachverhalte, da 
die äußeren Grenzen des Gewerbegebietes nicht ent-
scheidend verändert werden. Die Abstände zur 
nächstgelegenen Wohnbebauung betragen mindes-
tens 300 Meter. Die beträchtlichen Abstände zu ande-
ren sensiblen Nutzungen rechtfertigen die Annahme, 
dass weiterhin keine Auswirkungen bzw. Beeinträchti-
gungen zu erwarten sind. 

Es sind keine Naturdenkmäler im Plangebiet vorhan-
den, auch sind keine geschützten Gebiete im Sinne 
des Naturschutzrechts durch die Planung betroffen. 
Das Potenzial als Lebensraum für Tiere wird aufgrund 
der intensiven Nutzung, der vorhandenen Betriebe im 
Planbereich nicht als besonders wertvoll eingeschätzt. 

Zur Betroffenheit der natürlichen Schutzgüter lassen 
sich folgende Aussagen treffen: 

Schutzgut Biotope und Arten / Lebensgemeinschaften 

Erhebliche Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen sind 
nicht zu erwarten, da keine Biotoptypen mit besonde-
rer Bedeutung überplant werden. Es besteht aufgrund 
der vorhandenen Nutzung und Bebauung kein Ver-
dacht auf einen besonderen Untersuchungsbedarf für 
geschützte Arten. Es ist davon auszugehen, dass im 
Plangebiet Tiere ungefährdeter Arten der Siedlungs-
biotope zu erwarten sind. Diese sind wenig empfind-
lich gegenüber Störungen aus Siedlungsnutzungen. In 
Teilbereichen geht bei der Verlagerung der im Bebau-
ungsplan Nr. 11 vorhandenen Randeingrünung Le-
bensraum, der nur eingeschränkt bedeutsam ist, ver-
loren. Auf der anderen Seite wird durch die vorgese-
henen Anpflanzungen im südlichen Bereich neuer Le-
bensraum entstehen. Aufgrund der Planung sind kei-
ne erheblichen Auswirkungen erkennbar. 

Boden 

Das Plangebiet ist gemäß Planbestand bereits über-
wiegend versiegelt. Die Bodenfunktionen sind in die-
sen Bereichen bereits verloren gegangen. Es ist be-
reits eine vergleichsweise hohe Bodenversiegelung 
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vorhanden. Aufgrund der Planung sind keine wesent-
lichen Auswirkungen auf die Bodenversiegelung zu 
erwarten. 

Es liegen keine Hinweise und kein Verdacht auf Alt-
lasten bzw. Altablagerungen vor. 

Wasser 

Im Plangebiet und seiner unmittelbaren Umgebung 
sind keine Still- und Fließgewässer vorhanden. Das 
Schutzgut ist durch die vorhandene Nutzung vorbelas-
tet. Es kommt aufgrund der Planung gegenüber dem 
Planbestand zu keiner Erhöhung des Oberflächenab-
flusses. Es wird wie im Bebauungsplan Nr. 11 eine 
örtliche Versickerung des Niederschlagswassers, 
welches auf den Dachflächen anfällt, vorgesehen. Der 
bisher nicht umgesetzte Graben an der Südgrenze 
des Bebauungsplans Nr. 11 ist nicht mehr erforder-
lich, da eine Rückhaltung des übrigen Oberflächen-
wassers in Regenrückhaltebecken außerhalb des 
Plangebietes (im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 20 sowie westlich der Kreisstraße 3) ge-
plant ist. 

Luft und Klima 

In seiner Grundausprägung ist das Klima durch die 
Lage des Plangebietes im Norden von Niedersachsen 
in der Nähe der Nordsee als ozeanisch zu bezeich-
nen. Das Klima ist geprägt durch kühle und relativ 
regnerische Sommer und relativ milde Winter. 

Für die Luft und das Klima hat das Plangebiet selbst 
nur eine geringe Bedeutung. 

Vorbelastungen für das Klima im Bereich des Plange-
bietes bestehen aufgrund der vorhandenen sowie 
möglichen Bebauung bzw. Versiegelung. Aufgrund 
der Änderung sind keine erheblichen Veränderungen 
des Mikroklimas zu erwarten. 

Orts- und Landschaftsbild 

Das Orts- und das Landschaftsbild in der Umgebung 
des Plangebiets sind durch die bestehende Bebauung 
geprägt, sodass von einer geringen Empfindlichkeit 
gegenüber der Planung ausgegangen wird. Für das 
Ortsbild wichtige Bereiche liegen in ausreichender 
Entfernung zum Plangebiet, sodass Beeinträchtigun-
gen auszuschließen sind. 

Mit der Planung entfallen die am nördlichen und südli-
chen Plangebietsrand vorgesehenen Randeingrünun-
gen. Die Anpflanzungen werden in gleicher Flächen-
größe am südlichen Plangebietsrand ergänzt. Per-
spektivisch sind aufgrund der Verlagerung keine Be-
einträchtigungen des Landschaftsbildes nicht zu er-
warten, da in Richtung Norden (geplanter Bebau-
ungsplan Nr. 23) sowie in Richtung Osten (Bebau-
ungsplan Nr. 20) weitere Gewerbeflächen anschlie-
ßen. Das Plangebiet liegt somit inmitten des Gewer-
begebietes. Aufgrund der Geringfügigkeit der Anpas-
sungen der Trauf- und Firsthöhen im nördlichen und 
östlichen Randbereich sind keine Auswirkungen zu 
erwarten. 
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Aussagen zur Eingriffsregelung 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der In-
nenentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a BauGB aufgestellt. Aufgrund der zulässigen 
Grundfläche wären die zu erwartenden Eingriffe aus-
zugleichen. Die durch die 1. Änderung verursachten 
Auswirkungen auf die naturschutzfachlichen Belange 
sowie die Eingriffsregelung lassen sich wie folgt be-
schreiben. 

Gegenüber dem Planbestand wird durch die 1. Ände-
rung aufgrund des Entfalls der internen Erschlie-
ßungsstraße im Wesentlichen weniger Verkehrsflä-
che, jedoch mehr Gewerbegebietsfläche festgesetzt. 
Hiermit einher geht keine Erhöhung der zu erwarten-
den Versiegelung, da derselbe Versiegelungsgrad zu 
erwarten ist. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich. 

Auch mit der Verlagerung der Flächen mit Anpflan-
zungen vom nördlichen und östlichen Plangebietsrand 
gehen keine Auswirkungen auf die Eingriffsregelung 
einher, da im südlichen Bereich des Plangebietes An-
pflanzungen in gleicher Größenordnung vorgesehen 
werden. Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
sind nicht zu erwarten, da zukünftig östlich und nörd-
lich weitere Gewerbefläche anschließt. Somit sind 
aufgrund der 1. Änderung im Vergleich zum Bebau-
ungsplan Nr. 11 keine zusätzlichen Ausgleichsmaß-
nahmen erforderlich. 

1.5 die Bedeutung des Bebauungsplans 
für die Durchführung nationaler und 
europäischer Umweltvorschriften 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes hat keinen 
Einfluss und keine Bedeutung für die Durchführung 
nationaler oder europäischer Umweltvorschriften, da 
lediglich ein bestehender rechtskräftiger Bebauungs-
plan unter Berücksichtigung der derzeitigen Rechtsla-
ge und sich daraus ergebenden Anforderungen an die 
heutigen Gegebenheiten vor Ort angepasst wird. 

2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete, ins-

besondere in Bezug auf… 
 

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häu-
figkeit und Umkehrbarkeit der Aus-
wirkungen 

Der Bebauungsplan dient zeitlich unbefristet der pla-
nungsrechtlichen Sicherung und der weiteren Ent-
wicklung der Bestandsnutzung sowie der Schaffung 
von Zulässigkeitsvoraussetzungen zukünftiger Nut-
zungen. Zusätzliche relevante Auswirkungen sind 
aber nicht zu erwarten. Durch die geplanten Festset-
zungen kommt es nicht zu einer grundlegenden Um-
gestaltung gegenüber dem bestehenden Bebauungs-
plan Nr. 11. 

2.2 den kumulativen und grenzüber-
schreitenden Charakter der Auswir-
kungen 

Die Planung erfasst einen engen lokalen Bereich und 
steht einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung 
nicht entgegen. Auswirkungen auf Nachbarbereiche 
sind nicht erkennbar gegeben, sofern perspektivisch 
eine Bebauung nördlich und östlich angrenzend er-
folgt. 

2.3 die Risiken für die Umwelt, ein-
schließlich der menschlichen Ge-
sundheit (zum Beispiel bei Unfällen); 

Neue, über den Planbestand hinausgehende Risiken 
für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Ge-
sundheit, sind aufgrund der geplanten Festsetzungen 
der Bebauungsplanänderung nicht absehbar bzw. er-
kennbar. 
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2.4 den Umfang und die räumliche Aus-
dehnung der Auswirkungen 

Durch die 1. Änderung werden keine Veränderungen 
getroffen, die wesentlich über die bestehenden Fest-
setzungen des Bebauungsplans Nr. 11 hinausgehen, 
sodass die Auswirkungen vom Umfang her zu ver-
nachlässigen sind. 

Die Auswirkungen gehen räumlich nicht über den 
Nahbereich des Plangebietes hinaus. Am nördlichen 
und östlichen Rand des Plangebietes entfällt die 
Randeingrünung. Zukünftig wird auf der gegenüber-
liegenden Straßenseite der Straße „Ostereichen“ je-
doch gewerbliche Nutzung anschließen. 

2.5 die Bedeutung und die Sensibilität 
des voraussichtlich betroffenen Ge-
biets auf Grund der besonderen na-
türlichen Merkmale, des kulturellen 
Erbes, der Intensität der Bodennut-
zung des Gebiets jeweils unter Be-
rücksichtigung der Überschreitung 
von Umweltqualitätsnormen und 
Grenzwerten 

Bei dem Gebiet handelt sich um ein bereits beplantes 
Gewerbegebiet. Gegenüber dem bestehenden Be-
bauungsplan sind aufgrund der Planung keine we-
sentlichen Veränderungen hinsichtlich der genannten 
Kriterien zu erwarten. 

2.6 folgende Gebiete: 

2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Ab-
satz 1 Nummer 8 des Bundesnatur-
schutzgesetzes (sogenannte Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung 
und Europäische Vogelschutzgebie-
te) 

In der Umgebung des Plangebietes bis 3 km Abstand 
liegen keine FFH-Gebiete und keine EU-
Vogelschutzgebiete. Es sind keine Auswirkungen zu 
erwarten. 

2.6.2  Naturschutzgebiete gemäß § 23 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, soweit 
nicht bereits von Nummer 2.6.1 er-
fasst 

Das Naturschutzgebiet Kuhlstückenmoor liegt in rund 
1,5 Kilometer südlicher Richtung in ausreichender 
Entfernung zum Plangebiet. Auswirkungen aufgrund 
der Planung sind nicht zu erwarten. 

2.6.3  Nationalparke gemäß § 24 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, soweit nicht 
bereits von Nummer 2.6.1 erfasst 

Es sind keine der genannten Gebiete betroffen, so-
dass keine Auswirkungen zu erwarten sind. 

2.6.4  Biosphärenreservate und Land-
schaftsschutzgebiete gemäß den §§ 
25 und 26 des Bundesnaturschutz-
gesetzes 

Es sind keine der genannten Gebiete betroffen, so-
dass keine Auswirkungen zu erwarten sind. 

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope gemäß 
§ 30 des Bundesnaturschutzgesetzes 

Es sind keine der genannten Biotope betroffen, so-
dass keine Auswirkungen zu erwarten sind. 

2.6.6  Wasserschutzgebiete gemäß § 51 
des Wasserhaushaltsgesetzes, Heil-
quellenschutzgebiete gemäß § 53 
Absatz 4 des Wasserhaushaltsgeset-
zes sowie Überschwemmungsgebie-
te gemäß § 76 des Wasserhaus-
haltsgesetzes 

Es sind keine der genannten Gebiete betroffen, so-
dass keine Auswirkungen zu erwarten sind. 

2.6.7  Gebiete, in denen die in Rechtsakten 
der Europäischen Union festgelegten 
Umweltqualitätsnormen bereits über-
schritten sind 

Es sind keine der genannten Gebiete betroffen, so-
dass keine Auswirkungen zu erwarten sind. 
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2.6.8  Gebiete mit hoher Bevölkerungsdich-
te, insbesondere Zentrale Orte im 
Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 
des Raumordnungsgesetzes 

Das Plangebiet hält einen ausreichenden Abstand zu 
Siedlungsbereichen mit einer höheren Bevölkerungs-
dichte, insbesondere zu Zentralen Orten wie Stade 
und Himmelpforten. Diesbezügliche Auswirkungen 
sind somit nicht zu erwarten. 

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten ver-
zeichnete Denkmäler, Denkmalen-
sembles, Bodendenkmäler oder Ge-
biete, die von der durch die Länder 
bestimmten Denkmalschutzbehörde 
als archäologisch bedeutende Land-
schaften eingestuft worden sind. 

Im Plangebiet und seiner näheren Umgebung sind 
nach diesseitigem Kenntnistand keine der genannten 
Objekte vorhanden, sodass keine Betroffenheit zu 
erwarten ist. 

 

Ergebnis der Vorprüfung des Einzelfalls 

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes 11 soll das vorhandene Planungsrecht mo-
difiziert werden. Die im Rahmen der Vorprüfung des Einzelfalls vorgenommene über-
schlägige Prüfung kommt zum Ergebnis, dass durch die Planung keine hochrangigen 
Schutzgebiete und Schutzobjekte betroffen sind. Über den Bestand hinausgehende Ein-
griffe in Natur und Landschaft entstehen nicht, sodass keine zusätzlichen Auswirkungen 
erkennbar sind. Unter Berücksichtigung aller untersuchten Umweltbelange wird deutlich, 
dass keine Umweltbelange erheblich berührt werden. Insgesamt ist das Risiko für die Be-
troffenheit der Umweltbelange somit als vergleichsweise gering einzuschätzen. 

Die Änderung des Bebauungsplans wird voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswir-
kungen haben, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen 
wären. Es besteht keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung, da keine Anhalts-
punkte für eine erhebliche Beeinträchtigung der Umwelt bestehen. Das beschleunigte 
Verfahren entsprechend § 13a Abs. 2 BauGB kann durchgeführt werden, da aufgrund der 
überschlägigen Prüfung die Einschätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraus-
sichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB 
zu berücksichtigen wären. 


